
Sieben Noten über Asyl bzw. Nicht-Asyl und Humanität bzw. Inhumanität in Österreich

(Zur freien Verwendung, aber bitte nichts ändern)

Fünf davon als Hin und Her mit dem PR-Mann des BMI, zwei mit dem vom BKA.
Ein Lernprozess mit eindeutigem Ausgang.
Mich hat er erschreckt.

Schöne Grüße,
Gerhard Oberschlick

1.) E-Mail vom 22.6.2010, 20:15 an werner.faymann@bka.gv.at,josef.proell@bmf.gv.at,maria.fekter@bmi.gv.at

Meine Dame und Herren! 

Ich und der Herr Bundespräsident treten dafür ein, dass diese in unserem gemeinsamen österreichischen Lebensraum bestens eingelebte und sozial integrierte Familie Zogaj hier bleiben darf. Ob Sie das durch ein humanitäres Bleiberecht oder durch eine entschlossen beherzte Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft bewirken wollen, soll ganz Ihnen überlassen werden: Für jede Entscheidung, die den von mir und Heinz Fischer gewünschten Effekt hat, werden Sie alle drei meine aufrichtigen Glückwünsche zusammen mit einem guten Buch empfangen. 

Ohne viel Hoffnung, keine Fehlbitte zu tun - aber probiert muß es werden, und manchmal hilft ja ein kleiner Denkanstoß -, ersuche ich Sie herzlich, Ihre menschliche Seite (hat doch jedeR, warum nicht auch Sie? und warum nicht diesfalls, wo ich und der Heinzi es uns so sehr wünschen?), statt sie zu verstecken, tatkräftig nach außen zu kehren! 

Mit freundlichen Empfehlungen 

Gerhard Oberschlick 
_________________


2.) Antwort vom Innenministerium:

-------- Original-Nachricht --------
Am 23.06.2010 17:41, schrieb Infomaster@bmi.gv.at: 
Sehr geehrte Dame!
Sehr geehrter Herr!
Ich bestätige den Erhalt Ihres Schreibens vom 22. Juni 2010, darf allerdings darauf hinweisen, dass die Frau Bundesminister für Inneres in dieser Angelegenheit bereits eindeutig Stellung bezogen hat.
Wie das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs bestätigt, haben das Bundesasylamt und der Asylgerichtshof korrekt gearbeitet. Das Innenministerium steht damit - auch in dieser Frage - für den Rechtsstaat und die Einhaltung der Gesetze. Dem Entscheid des Verfassungsgerichtshofs ist selbstverständlich Rechnung zu tragen. Arigona Zogaj hat Österreich daher zu verlassen.
Die Innenministerin hat bereits darauf hingewiesen, dass die Ausreise ohne Zwangsgewalt erfolgen kann. Reist die Familie Zogaj jedoch nicht selbständig in ihre Heimat, muss sie von der Fremdenpolizei abgeschoben werden.
Mit freundlichen Grüßen

Gerhard Pichler
Bundesministerium für Inneres
Referat I/5/a
Bürgerdienst- und Auskunftsstelle
Tel. 01/53126/2343
________


3.) Insistenz-Mail

Von: Gerhard Oberschlick [mailto:gerhard.oberschlick@gmx.net] 
Gesendet: Mittwoch, 23. Juni 2010 21:26
An: *Infomaster
Betreff: Re: Familie Zogaj;

Sehr geehrter Herr Pichler,

danke, dass Sie mein Mail beantwortet haben. Für den Inhalt Ihrer Antwort zu danken fällt mir insofern schwer, als Sie dem VfGH einen Ausweisungsauftrag zu unterstellen scheinen, wenn sie schreiben: "Dem Entscheid des Verfassungsgerichtshofs ist selbstverständlich Rechnung zu tragen."

Der VfGH hat jedoch keineswegs entschieden, dass die Verfassung etwa fordere, die Familie Zogaj auszugeweisen, sondern der VfGH hat nur erkannt, dass die bekämpften Ausweisungsbescheide nicht verfassungswidrig seien. Es gibt keinerlei rechtliches Hindernis, der Familie ein humanitäres Bleiberecht zu gewähren, wie es z.B. der Herr Bundespräsident angeregt und also für möglich gehalten hat - und dieser ist bekanntlich ein ausgewiesener Verfassungsrechtler, dem Sie schwerlich unterstellen werden, dass er weniger als Ihre Frau Bundesminister für Rechtsstaat und Einhaltung der Gesetze stünde. Oder wollen Sie ihm diese Eigenschaft absprechen?

Darüber hinaus bedeutet dieses Erkenntnis nicht, dass die Verfassung oder der VfGH oder der Ausweisungsbescheid im Falle der Familie Zogaj von einer Menschlichkeit getragen wäre, wie sie uns Österreichern nach der unrühmlichen Teilnahme unserer Eltern- oder Großelterngeneration an den Unmenschlichkeiten des Dritten Reiches wohl anstehen würde.

Dem Entscheid des Verfassungsgerichtshofs ist insofern selbstverständlich Rechnung zu tragen, als selbst ich nicht behaupten kann, die Ausweisung wäre verfassungswidrig. Weil ich das Urteil des VfGH als rechtsgültiges Erkenntnis über den Zustand der Republik in der vom VfGH zu beurteilenden Sache aufzufassen habe, sehe ich mich in die Lage versetzt, den Zustand der Republik in menschlicher Hinsicht als beklagenswert ansehen und empfinden zu müssen.

Hinzu kommt die Kälte Ihres Schreibens, die Sie wohl Ihrem Amte schuldig zu sein wähnen. Sie ist aber eine Schmach für den Absender wie für den Empfänger, welcher Letztere dieselbe tatsächlich empfindet.

Demgemäß traurig grüßend hält sich empfohlen

Gerhard Oberschlick
_______
4.) Beharrungsmail vom BMI

Am 24.06.2010 08:44, schrieb Infomaster@bmi.gv.at: 

Sehr geehrter Herr Oberschlick!
Sowohl der Asylgerichtshof als auch der Verfassungsgerichtshof sind in ihren Entscheidungen sehr eingehend auf die humanitäre Situation eingegangen.
Aufgabe der Asylbehörde ist es ja nicht nur, festzustellen, ob eine Person internationalen Schutz aufgrund der individuellen Gefährdungslage im Herkunftsstaat benötigt. Ist dies nicht der Fall, wird überdies die Zulässigkeit einer Ausweisung vor den Hintergründen des konkreten Einzelfalls anhand der Kriterien des Artikels 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention geprüft. Anhand der vom Verfassungsgerichtshof im Einzelnen festgelegten und seit April des Vorjahres auch im Asylgesetz geltenden Kriterien ist damit bereits im Asylverfahren in Abwägung der privaten und der öffentlichen Interessen festzustellen, ob humanitäre Gründe gegen eine Ausweisung und für einen Aufenthalt vorliegen.
Das wurde sowohl vom Asylgerichtshof als auch vom Verfassungsgerichtshof insbesondere im Hinblick auf den überwiegend illegalen Aufenthalt auch unter Berücksichtigung der erfolgten Integration verneint. Daran musste schließlich auch die Gewährung einer humanitären Niederlassungsbewilligung außerhalb des Asylverfahrens scheitern, zumal diese an die Bedingung des überwiegend rechtmäßigen Aufenthalts geknüpft ist.
Die Möglichkeit, in nächster Zeit Aufenthaltstitel für Österreich (über Antrag bei der österreichischen Vertretungsbehörde) zu erwirken, besteht für die Familie Zogaj somit allenfalls bei freiwilliger Ausreise. Ansonsten wäre eine Ausweisung binnen 18 Monaten ab der Ausreise ein Hinderungsgrund. 
Mit freundlichen Grüßen
Gerhard Pichler
Bundesministerium für Inneres
Referat I/5/a
Bürgerdienst- und Auskunftsstelle
Tel. 01/53126/2343

	
5.) Vermutlicher Schluss des unbefriedigenden Mail-Wechsels:
Betreff: 
	Re: Familie Zogaj; weitere Erörterung;

	Datum: 
	Thu, 24 Jun 2010 21:46:06 +0200

	Von: 
	Gerhard Oberschlick <gerhard.oberschlick@gmx.net>

	Antwort an: 
	gerhard.oberschlick@gmx.net

	An: 
	Infomaster@bmi.gv.at


Sehr geehrter Herr Pichler,

Sie haben mir eine Lektion erteilt, für die ich andererseits dankbar sein muß: Wie Sie eine unangreifbare Rechtsstaatlichkeit darstellen mit voller Rücksicht auf die Menschenrechtskonvention und sogar mit Prüfung des Vorliegens humanitärer Gründe gegen eine Ausweisung und für einen Aufenthalt. Ganz tadellos - käme nicht am Schluss mit einem seit April des Vorjahres - also 2009! - geltenden Kriterium "überwiegend rechtmäßiger Aufenthalt" das ganz dicke Ende.

Also habe ich von Ihnen lernen müssen, dass humanitäre Gründe, die doch ihrem Begriff nach nur auf eine Bedürftigkeit des je gegenständlichen Einzelfalles abstellen können; dass also bei Ihnen - nein: bei  u n s !! humanitäre Gründe an eine Bedingung namens "überwiegend rechtmäßiger Aufenthalt" geknüpft werden. Ist jemand nicht überwiegend rechtmäßig aufenthältig, dann sind also bei Ihnen - nein: bei  u n s !! humanitäre Erwägungen gegenstandslos, unbeachtlich, unzulässig. Das macht Inhumanität zum Prinzip der Unterwerfung von Beamten unter einen Fetisch überwiegender Rechtmäßigkeit, dessen offenbarer Zweck die Abstraktion von Humanität ist, welche Abstraktion die damit befassten Beamten zu ehrlos inhumanen Schergen degradiert. Das lassen sich Beamte gefallen? Das lassen sich die Beamtenvertreter gefallen? Die Beamtengewerkschaft? Das lassen Sie sich gefallen? Das lassen Beamte der demokratischen Zweiten Republik Österreich aus sich machen?

Von Ihnen musste ich also, wenn ich Ihr Schreiben nicht missverstanden habe, lernen, dass die Republik seit April des Vorjahres ein methodisch dehumanisierendes Kriterium zwecks entmenschtlichender Selektionen gesetzlich eingeführt hat. Wenn das so ist, begründet es gemäß ganz simpler und desto unausweichlicherer Logik einen übergesetzlichen Notstand, gegen den die einzige Bürgerpflicht der Widerstand ist.

Mit dieser Einladung an jeden guten Willen und mit freundlichen Grüßen,

Gerhard Oberschlick

6.) als Anhang zu einem (sonst leerem) Mail von service@bka.gv.at 28.06.2010 09:43
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MR DR. FRANZ PUTZ

LEITER BÜRGERSERVICE
GZ ● BKA-330.055/0174-VII/4/2010 
E-MAIL ● SERVICE@BKA.GV.AT

	Herrn 

Gerhard Oberschlick 

Per E-Mail: gerhard.oberschlick@gmx.net
	

	
	


Wien, am 28. Juni 2010

Sehr geehrter Herr Oberschlick !

Der Herr Bundeskanzler dankt für Ihr Schreiben und hat sein Bürgerservice mit der weiteren Erledigung beauftragt.

Bundeskanzler Werner Faymann drückte nach dem Ministerrat am 15. Juni 2010 zum Fall Arigona Zogaj sein Bedauern darüber aus, dass es überhaupt so weit habe kommen können. Dieser Fall zeigt, dass die Politik stets auch die menschliche Seite der Gesetzgebung im Auge behalten muss. Es ist notwendig, die bestmöglichen Rahmenbedingungen zu schaffen, die in der Folge auch eingehalten werden. Bis Ende Dezember 2010 werden vom Asylgerichtshof voraussichtlich 23.600 aufgestaute Fälle aufgearbeitet sein. Das bedeutet, dass mit Ende des Jahres kein Asylantrag mehr anstehen soll, der älter als zwei Jahre ist.

An dieser Stelle möchten wir aber auch betonen, dass Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofs zu respektieren sind. Allerdings hält der Verfassungsgerichtshof in seiner Entscheidung ausdrücklich fest, dass Arigona Zogaj "wieder in das Bundesgebiet zurückkehren kann", wenn die allgemeinen aufenthaltsrechtlichen Regelungen eingehalten werden. Sollte sie also einen Aufenthaltstitel erlangen, kann Arigona Zogaj wieder nach Österreich einreisen und hier leben.

Unsere Bundesverfassung beruht auf dem Gedanken, dass politische Macht geteilt werden muss, um ihren möglichen Missbrauch zu verhindern. Dieses Prinzip der so genannten Gewaltentrennung bedeutet, dass staatliche Funktionen getrennt werden müssen, um die Freiheit des Einzelnen zu schützen. So sind nicht nur die drei Gewalten Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz in allen Instanzen voneinander getrennt und gegenseitige Weisungen unzulässig, auch Bundeskanzler Werner Faymann darf Weisungen nur gegenüber ihm untergeordneten Organen aussprechen.

Sollten Sie darüber hinaus Fragen haben, wenden Sie sich bitte direkt an das für das Fremden- und Asylrecht zuständige Bundesministerium für Inneres:

Bundesministerium für Inneres

Bürgerdienst- und Auskunftsstelle

Herrengasse 7

1014 Wien

Tel.: 01/ 531 26 -3100

E-Mail: infomaster@bmi.gv.at 

Wir hoffen, hiermit zu einer klaren Darstellung beitragen zu können und verbleiben

mit freundlichen Grüßen

i.V. PUTZ

Elektronisch gefertigt

7.) Mail 29.6.2010 00:24 von G.O. an service@bka.gv.at

Sehr geehrter Herr Dr. Putz I presume,

na danke, dass der Herr Bundeskanzler dankt und sich von Ihnen auf Formalien herausreden lässt. Die Sozialdemokratie war einmal, und zumal in Wien, dafür berühmt, dass sie für Probleme praktikable soziale Lösungen herbeizuführen wusste. Sie hat neben einer sehenswerten Volksbildung das Elend der böhmischen Ziegelarbeiter sowie die zwei Volks-

krankheiten Tuberkulose und Rachitis durch Gemeindebau, Hebung der Ernährungslage, Gesundheitsdienst und (auch gewerkschaftliche) Integration besiegt - und ist in diesem nun einmal symbolhaft gewordenen Fall nicht im Stande, mehr als "ein Bedauern darüber" auszudrücken, "dass es so weit habe kommen können"? Wer hat es denn so weit kommen lassen?

Es genügt nicht, wie der Herr Bundeskanzler Ihrem Brief gemäß meint, "dass die Politik stets auch die menschliche Seite der Gesetzgebung im Auge behalten muß", sondern die Politiker und Beamten müssen auch menschlich handeln. Was hat den Herrn Bundeskanzler gehindert und was hindert ihn jetzt, sich mit dem Herrn Landeshauptmann von Wien abzusprechen, dass Wien die Zogajs einlädt, ein paar Wochen als seine Gäste hier zu leben, um ihnen dann die Staatsbürgerschaft zu verleihen? Der Hinweis auf einen später zu erlangenden Aufenthaltstitel, der die Wiedereinreise ermöglichen könnte, kann Sie doch selber nicht überzeugen.

Die Sozialdemokratie war einmal berühmt dafür, legale Wege für menschliches Handeln zu finden, statt dessen Unterlassung nur zu bedauern und unter der Schaffung "bestmöglicher Rahmenbedingungen, die in der Folge eingehalten werden", nur die Aufarbeitung der "23.600 aufgestaute[n] Fälle" zu verstehen, die nach aller bisherigen Erfahrung auf ähnlich unmenschliche Weise aufgearbeitet werden sollen wie der Fall, von dem der Herr Bundeskanzler "sein Bedauern ausdrückt" wie ein Eiterwimmerl, "dass es so weit habe kommen können." Wenn der Herr Verfassungsgerichtshof der Frau Asylgerichtshof attestiert, die Verfassung nicht verletzt zu haben, weiß der Herr Bundeskanzler nur den Herrn Verfassungsgerichtshof zu respektieren und lässt übrigens jegliche Initiative für eine menschliche Seite vermissen. Als könnte er nicht gleichzeitig respektieren und für die menschliche Seite sorgen. Wenn er das nicht gleichzeitig kann, ist er fehl an seinem Platz, den einzunehmen diesfalls derjenige Missbrauch ist, vor dem Ihr vorletzter Absatz warnt: Der Herr Bundeskanzler versteckt sich hinter dem Herrn Verfassungsgerichtshof, statt in guter Gewaltenteilung ein verfassungskonformes Handeln zu Gunsten der von ihm berufenen menschlichen Seite zu erfinden. Zar was hamman dann denn?

Im letzten Satz Ihres Schreibens verweisen Sie mich für "Fragen darüber hinaus" an das "für das Fremden- und Asylrecht zuständige Bundesministerium für Inneres". Ich verstehe schon, dass Sie persönlich nicht neugierig sind auf Fragen darüber hinaus, zumal der Herr Bundeskanzler schon davor von nix was wissen will und pauschaliter solchene Sachen an Sie delegiert. Seien Sie beruhigt, ich frag´ schon nichts mehr "darüber hinaus" und habe Verständnis für Ihre Lage, dass Sie im Sinne Ihres Dienstgebers zu agieren haben. Was diesen, den Herrn Bundeskanzler, betrifft, muß freilich einmal gesagt sein, dass der Hinweis auf die Zuständigkeit des Innenministeriums ihn nicht exkulpiert. Die "menschliche Seite der Gesetzgebung" ist im Fremden- und Asylrecht ins Auge gegangen, was heißt! - es ist sukzessive mit immer wieder populistisch motivierten Verschärfungen in so gut wie alle Augen der Fremden und Asylsuchenden gegangen. Die "menschliche Seite der Gesetzgebung" ist politisch einfach nicht mehr vorhanden, fragen Sie "darüber hinaus" den Herrn Amnesty Patzelt, die Frau SOS Menschenrecht Lorenz; ich vermute, deren Antworten werden so ausfallen, dass Sie die zugehörigen Fragen lieber gleichfalls in die Zuständigkeit der Frau Bundesministerium für Inneres verschieben möchten. Seit mehreren Kabinetten wird "die menschliche Seite der Gesetzgebung" im Fremden- und Asylrecht nur mehr "im Auge behalten", um dieselbe möglichst zu beseitigen, wo sich Reste davon zeigen. Zu beseitigen wie die Fremden und Asylsuchenden selbst. Und auch der jetzige Herr Bundeskanzler wird sich hinsichtlich der "menschlichen Seite der Gesetzgebung" nicht auf die Frau Innenministerin hinausreden können: Schon wegen des Prinzips der Einstimmigkeit im Ministerrat sind alle Grausamkeiten der MinisterInnen Löschnak, Schlögl, Prokop, Fekter dem gesamten jeweiligen Kabinett und nicht zuletzt dem jeweiligen Herrn Bundeskanzler als Schandkragen umgehängt.

Wofür Sie persönlich, Herr Dr. Putz I presume, am wenigsten können.
Deswegen freundliche Grüße,

Gerhard Oberschlick


Am 28.06.2010 09:43, schrieb Bürgerservice: 
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